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Detlef Pollack

Was ist aus den Bürgerbewegungen und
Oppositionsgruppen der DDR geworden?

I. Vorbemerkungen

In der Öffentlichkeit werden die Vertreter der ost­
deutschen Bürgerbewegungen nicht selten als Ver­
lierer der Wende dargestellt, die sich angesichts
des dramatischen Niedergangs ihrer Bewegung re­
signiert in die Schmollecke zurückgezogen haben
und bis heute ihren illusionären Vorstellungen von
einem dritten Weg zwischen Sozialismus und Kapi­
talismus anhängen. In den Jahren seit der Wieder­
vereinigung vollzogen sich innerhalb der Bürger­
bewegungen und alternativen Gruppierungen Ost­
deutschlands jedoch gravierende Wandlungspro­
zesse, in deren Ergebnis es zu einer starken Diffe­
renzierung in den politischen Haltungen ihrer Ver­
treterinnen und Vertreter gekommen ist. Natürlich 
halten manche von ihnen nach wie vor an alten 
Idealen - an den Ideen von einer gerechten, solida­
rischen und egalitären Gesellschaft - fest und ha­
ben, wenn sie in der Öffentlichkeit auftreten - und
sie treten oft auf -, nichts anderes zu tun, als uns
ihre Unzufriedenheit mit dem Rechtsstaat, der
parlamentarischen Demokratie oder der Aufarbei­
tung der DDR-Vergangenheit mitzuteilen. Die
Mehrheit der Bürgerrechtler - und ihre Vertreter
kommen in der Öffentlichkeit nicht so oft zu Wort
- bejaht aber längst die parlamentarische Demo­
kratie, auch wenn sie ihre Ideale nicht vergessen
hat und manches an dieser Demokratie für verbes­
serungswürdig hält. Andere kritisieren inzwischen
sogar das moralisierende Politikverständnis von
einigen ihrer einstigen Mitstreiter und sind mittler­
weile zu kämpferischen Verfechtern der Parteien­
demokratie geworden.

Freilich fiel den Vertretern der Bürgerbewegungen
und Oppositionsgruppen die Umstellung auf die
neuen Gesellschaftsverhältnisse so schwer wie
wohl kaum einer zweiten Gruppe von DDR-Bür­
gern, ausgenommen vielleicht die regimetreuen
Aktivisten. Dies hat vor allem zwei Gründe:
Erstens: Mit der Vereinigung ist den Bürgerrecht­
lern der Gegenstand ihrer politischen Aktivitäten
abhanden gekommen: die DDR. Sie wollten die
DDR ja nicht abschaffen, sondern reformieren.

Genauso wie die Funktionsträger des Systems hat­
ten sie die DDR zu ihrem Lebensthema gemacht
und mußten nach deren Untergang wie diese mit
ihrem Verlust fertigwerden. Politische Ziele, für 
deren Realisierung sie sich jahrelang eingesetzt
hatten, waren mit einem Schlage erfüllt. Damit
verloren sie nicht nur ihre politische Funktion,
sondern auch ihre politische Ausnahmestellung.
Zweitens: Die Öffnung der Berliner Mauer und der
einsetzende Vereinigungsprozeß bedeuteten für 
alle ostdeutschen Akteure eine Einschränkung ih­
rer zuvor gewonnenen Handlungsmöglichkeiten.
Angesichts ihres seit Jahren gegen die Bevormun­
dungsversuche des DDR-Systems behaupteten
Selbstbestimmungsanspruches waren die Bürger­
bewegungen von der im Vereinigungsprozeß ein­
setzenden Eigendynamik besonders stark betrof­
fen. Viele von ihnen rieben sich daran, daß dieser
Prozeß über ihre Köpfe hinwegging und eine an­
dere als die von ihnen intendierte Richtung nahm.

Trotz dieser Umstellungsprobleme ist es in den
Bürgerbewegungen und Bürgerinitiativen inzwi­
schen jedoch zu solch gravierenden Veränderun­
gen gekommen, daß das in den Medien kolpor­
tierte Bild von der kleinen verzweifelten Schar der
Wendeverlierer nicht länger aufrechterhalten wer­
den kann. Diese Veränderungen will ich im folgen­
den darstellen. In einem ersten Abschnitt werde 
ich die ,objektiven4 Wandlungen der Bürgerinitia­
tiven und Bürgerbewegungen behandeln: die Ver­
änderungen ihrer Organisationsstruktur, ihrer Pro­
grammatik und Mobilisierungsfähigkeit. Bei der
Beschreibung der Wandlungsprozesse scheint es
sinnvoll, eine Phasenaufteilung vorzunehmen .1 In
einem zweiten Abschnitt will ich mich mit den
,subjektiven' Wandlungen, den Einstellungsverän­
derungen der Mitglieder der Bürgerinitiativen und
Bürgerbewegungen, beschäftigen. Als empirisches 
Material dienen mir die Ergebnisse einer Befra-

1 Vgl. die abweichenden Phaseneinteilungen bei Jan
Wielgohs/Marianne Schulz, Von der illegalen Opposition in
die legale Marginalität. Zur Entwicklung der Binnenstruktur
der ostdeutschen Bürgerbewegung, in: Berliner Journal für
Soziologie, 1 (1991), S. 385ff., und Lothar Probst, Ost­
deutsche Bürgerbewegungen und Perspektiven der Demo­
kratie. Entstehung, Bedeutung und Zukunft, Köln 1993,
S. 128 f.



gung, die ich Anfang 1990 mit einigen Studenten2

bei 31 einstmals führenden Vertretern der politisch
alternativen Gruppen in Ostberlin und Leipzig
durchführte und nach zwei und fünf Jahren bei
denselben Interviewpartnern wiederholte. Bei den 
beiden ersten Befragungen handelt es sich um
Leitfadeninterviews von einer Dauer zwischen 45
und 90 Minuten, bei der letzten um Befragungen 
von 10 bis 20 Minuten. Außerdem stütze ich mich
auf einige Interviews mit Experten aus dem Ver­
waltungsbereich, die Ende 1993 und Mitte 1995 in
Leipzig stattfanden .3

II. ,Objektive4 Veränderungen

1. Die Phase der Informalität

Bis zum Sommer 1989 bewegten sich die politisch
alternativen Friedens-, Umwelt- und Menschen­
rechtsgruppen in der DDR in einem Raum außer­
halb des offiziellen Systems: im informellen Be­
reich. Da sie als sozialismusfeindliche Kräfte poli­
tisch stigmatisiert waren, war Unterstrukturierung
eine wichtige Bedingung für ihr politisches Über­
leben. Die andere bestand darin, daß ihnen 
die evangelische Kirche rechtlichen Schutz und 
gesicherte Artikulationsmöglichkeiten bot. Auch 
wenn die Gruppierungen nur schwach strukturiert
waren, fehlten Funktionsaufteilungen, Hierar­
chien, Vernetzungen indes nicht vollständig. Es
gab Sprecher und Führungspersonen, auch Füh­

2 Mein Dank für die ergiebige Zusammenarbeit geht an
Catherine Gory, Paris, Wolfgang Elvers, Leipzig, Manuel
Schilling, Bochum, insbesondere an Hagen Findeis, Leipzig.
3 Aus der spärlich fließenden Sekundärliteratur zur Ent­
wicklung der ostdeutschen Bürgerbewegungen und Bürger­
initiativen nach der Wende sei vor allem verwiesen auf die
einschlägigen Arbeiten von Jan Wielgohs und seiner Arbeits­
gruppe (vgl. nur Jan Wielgohs, Auflösung und Transforma­
tion der ostdeutschen Bürgerbewegung, in: Deutschland
Archiv, 26 (1993), S. 426-434) sowie auf Gerda Haufe/Karl
Bruckmeier (Hrsg.), Die Bürgerbewegungen in der DDR
und in den ostdeutschen Bundesländern, Opladen 1993; Bar­
bara Blattert/Dieter Rink/Dieter Rucht, Von den Opposi­
tionsgruppen der DDR zu den neuen sozialen Bewegungen
in Ostdeutschland? Discussion Paper FS III 94-101, Wissen­
schaftszentrum Berlin, Berlin 1994; Dieter Rink, Das Leip­
ziger Altemativmilieu zwischen alten und neuen Eliten, in:
Michael Vester/Michael Hofmann/Irene Zierke (Hrsg.),
Soziale Milieus in Ostdeutschland. Gesellschaftliche Struktu­
ren zwischen Zerfall und Neubildung, Köln 1995, S. 193-229.
Für weitere Literatur vgl. Hagen Findeis/Detlef Pollack/Ma­
nuel Schilling (Hrsg ), Die Entzauberung des Politischen:
Was ist aus den politisch alternativen Gruppen der DDR ge­
worden?, Berlin u.a. 1994. Dort findet sich auch eine um­
fangreiche Dokumentation eines Teils der hier zugrundege­
legten Interviews.

rungsgruppen, etwa die Umwelt-Bibliothek oder
die Initiative Frieden und Menschenrechte (IFM). 
Manche Gruppen waren regional (wie in Leipzig
im K?rchenbezirkssynodalausschuß), manche nach
thematischen Gesichtspunkten überregional zu­
sammengefaßt (arche, INKOTA). In den achtziger 
Jahren trafen sich die Delegierten der Gruppen
aus dem ganzen Land jährlich zum Seminar „Frie­
den konkret“. Als im Februar 1989 bei einer dieser 
Zusammenkünfte die Schaffung einer DDR-wei- 
ten Sammlungsbewegung vorgeschlagen wurde, 
lehnten die Delegierten freilich ab. Sie wollten
nicht nur unterhalb der Konfrontationsschwelle 
mit dem Staat bleiben, sondern auch ihre Autono­
mie gegenüber den jeweils anderen Gruppierun­
gen bewahren. Ihnen ging es darum, in ihrer Grup­
penpraxis jetzt bereits vorwegzunehmen, was sie
für die Gesellschaft als Ganzes anstrebten: ein
autonomes, solidarisches, egalitäres, auf Verstän­
digung angelegtes Leben. Insofern kann man sa­
gen, daß sich ihr politisches Engagement aus einer
vorpolitischen, stark gemeinschaftlich geprägten
Einstellung speiste.

Obwohl sich die Gruppen immer wieder um Her­
stellung von Öffentlichkeit bemühten, war ihre
Mobilisierungsfähigkeit äußerst gering. Kontakte
zu ihnen bedeuteten das sichere gesellschaftliche
,Aus‘. Das Verhältnis der Bevölkerung zu den
Gruppen war daher durch Abwehr, Angst und Un­
sicherheit charakterisiert. Die Gründe für diese
Distanz lagen aber nicht nur auf der politischen, 
sondern auch auf der soziokulturellen Ebene: In
einer Bevölkerung, deren Verhalten auf Unauffäl­
ligkeit und auf die Einhaltung kleinbürgerlicher
Normalitätsstandards gestimmt war, stießen die
Gruppen auch wegen ihres exzentrischen Selbst­
darstellungsstiles auf Ablehnung. Allerdings ver­
mochten sie gerade durch ihre spektakulären Ak­
tionen Aufmerksamkeit zu erzielen. Aufgrund der
Homogenität der offiziellen politischen Kultur fiel
ihnen die Erregung öffentlicher Aufmerksamkeit
sogar besonders leicht. Es genügte, sich mit Ker­
zen vor eine Kirche zu stellen oder ein Plakat zu
entrollen, um zu erreichen, daß die Polizei eingriff 
und die Westmedien darüber berichteten.

2. Formierungsphase

Mit der Öffnung der ungarisch-österreichischen
Grenze Anfang September 1989 und der damit ge­
gebenen Abwanderungsmöglichkeit kam es zur
Abwanderung der Gruppen aus der Kirche und zur 
Entstehung von Bürgerbewegungen (Neues 
Forum, Demokratie Jetzt, Demokratischer Auf­
bruch usw.). Spontan schlossen sich Hunderte und 
Tausende dem Neuen Forum als der zuerst gegrün­



deten Oppositionsgruppierung an. Wie Lothar
Probst für Rostock und Peter Unterberg für Leip­
zig anschaulich gezeigt haben4 waren die Initiato­
ren des Neuen Forums durch den Massenzulauf 
von Anfang an organisatorisch überfordert. Sie
riefen zur Bildung von Stadtteil-, Betriebs- und
Themengruppen auf, konnten die Arbeit dieser
Gruppen aber nicht koordinieren. Vielmehr muß­
ten sie die verschiedenen Initiativen weitgehend
sich selbst überlassen.

Worauf es den Bürgerbewegungen im Herbst 1989
ankam, das war die Herstellung von Öffentlich­
keit, Demokratie und Pluralismus. Sie definierten
ihr Programm als demokratisch, ökologisch und
sozial. Ökonomische Überlegungen spielten bei
der Mehrheit der Bürgerbewegungen kaum eine
Rolle. Eine Ausnahme bildete lediglich die SDP,
die von Anfang an eine soziale Marktwirtschaft an­
strebte. Mit dieser Unterbewertung ökonomischer 
Aspekte im Prozeß des Umbaus der Gesellschaft
war ein Konflikt vorgezeichnet, der in der Folge­
zeit das Schicksal der Bürgerbewegungen nachhal­
tig beeinflussen sollte: der Konflikt mit den ökono­
mischen Interessen der Mehrheit der Bevölkerung.

Im Herbst 1989 indes war die Kluft zwischen Bür-
gerrechtlem und Bevölkerung öffentlich noch
nicht erkennbar. Die Bürgerrechtler galten als die
Führer der Massenbewegung. Dabei ist freilich zu
beachten, daß die politisch alternativen Gruppen
und die aus ihnen entstandenen Bürgerbewegun­
gen die Massendemonstrationen weder vorbereitet
noch organisiert, noch zu ihnen aufgerufen haben.
Teilweise lehnten sie die Verantwortung für die
Massenproteste sogar ausdrücklich ab .5 Nicht die
Bürgerbewegungen waren die Initiatoren der Mas­
senbewegung, sondern umgekehrt: Die Bürgerbe­
wegungen, voran das Neue Forum, wurden von
den Massen an die Spitze der Bewegung geschoben
und zum Symbol des Widerstandes erhoben. Die
Massenbewegung dagegen bildete sich spontan .6

Der entscheidende Grund für ihr Aufkommen lag
darin, daß aufgrund der im Sommer 1989 einset­
zenden Abwanderungsflut über Ungarn die Krise
des Systems für jeden offenbar wurde und ange­
sichts der Einseitigkeit der politischen Machtver­
teilung niemand anders für diese Krise verantwort­
lich gemacht werden konnte als die Spitze des Sy­

4 Vgl. L. Probst (Anm. 1), S. 117ff.; Peter Unterberg, „Wir
sind erwachsen, Vater Staat!“. Vorgeschichte, Entstehung
und Wirkung des Neuen Forums in Leipzig, Diplomarbeit,
Fakultät für Sozialwissenschaften der Ruhr-Universität Bo­
chum, Bochum 1991, S. 85 ff.
5 Vgl. P. Unterberg, ebd., S. 89.
6 Vgl. Karl-Dieter Opp/Peter Voß, Die volkseigene Revo­
lution, Stuttgart 1993, S. 77 ff.

stems. Diese klare Zurechnungsmöglichkeit hatte
einen zusammenschließenden Effekt von Massen-
bewegung und Bürgerbewegung. Die Massenbe­
wegung lagerte sich an die Oppositionsgruppierun­
gen an, da diese als Kritiker des Systems bekannt
waren. Diese, so notwendig sie als Kristallisations­
kerne des Protestes waren, brachten jene aber
nicht hervor. Deshalb ist die Frage von Karl-Wer­
ner Brand, wie „aus den dünnen Rinnsalen einer
bespitzelten, drangsalierten, in Nischen abge­
drängten oppositionellen Szene in kürzester Zeit
ein reißender Strom demokratischer Massenbewe­
gungen werden“7 konnte, falsch gestellt. Es wurde
nicht aus einem dünnen Rinnsal ein reißender
Strom, sondern der reißende Strom, der aufgrund 
des Überdrucks im System und der plötzlich gege­
benen „exit-Option“ den durch Partei, Staatssi­
cherheit und Polizei aufgerichteten Damm zum
Bersten brachte, riß das dünne Rinnsal mit sich mit
und trennte sich von ihm wieder, als offensichtlich
wurde, daß die Ströme in verschiedene Richtungen 
flössen .8

3. Die Phase der Differenzierung und
Marginalisierung

Diese Phase setzte nach dem Fall der Berliner
Mauer ein und reichte bis zu den Volkskammer­
wahlen im März 1990. Unter dem Eindruck der of­
fenen Grenzen zwischen Ost und West und der da­
mit in greifbare Nähe gerückten Möglichkeit der
Wiedervereinigung Deutschlands begannen sich
die Bürgerbewegungen ab November 1989 organi­
sationsstrukturell und programmatisch zu differen­
zieren. Einige Unterschiede sowohl in programma­
tischer als auch in personeller Hinsicht bestanden
freilich auch schon vorher. Der Demokratische

7 Karl-Werner Brand, Massendemokratischer Aufbruch im
Osten. Eine Herausforderung für die NSB-Forschung, in:
Forschungsjournal Neue Soziale Bewegungen, 3 (1990) 2,
S. 10.
8 Freilich greift Claus Offe zu kurz, wenn er den Umbruch
als bloße „exit-Revolution“ kennzeichnet. Vgl. Claus Offe,
Wohlstand, Nation, Republik. Aspekte des deutschen Son­
derweges vom Sozialismus zum Kapitalismus, in: Hans Joas/
Martin Kohli (Hrsg.), Der Zusammenbruch der DDR. So­
ziologische Analysen, Frankfurt a. M. 1993, S. 293. Vielmehr
war gerade das enge Zusammenwirken von exit und voice
charakteristisch für den Umbruch in der DDR. Zur Diskus­
sion vgl. Detlef Pollack, Das Ende einer Organisationsgesell­
schaft. Systemtheoretische Überlegungen zum gesellschaft­
lichen Umbruch in der DDR, in: Zeitschrift für Soziologie,
19 (1990), S. 292-307; Albert O. Hirschmann, Abwanderung
und Widerspruch und das Schicksal der Deutschen Demo­
kratischen Republik. Ein Essay zur konzeptuellen Ge­
schichte, in: Leviathan, 20 (1992), S. 330-358; John Torpey,
Two Movements, Not a Revolution. Exodus and Opposition
in the East German Transformation, 1989-1990, in: German
Politics and Society, 26 (1992), S. 21-42.



Aufbruch, die SDP, die Grüne Partei und die
Forumpartei erlangten Parteienstatus; große Teile
des Neuen Forums, die Initiative Frieden und Men­
schenrechte, Demokratie Jetzt und andere vermie­
den die Parteiwerdung. Mit diesen organisations­
strukturellen Differenzierungsprozessen gingen
enorme Mitgliederverluste und Wanderungsbewe­
gungen einher. Gewinner waren vor allem die SDP, 
die CDU und die F D P.; insbesondere das Neue 
Forum mußte dagegen herbe Verluste hinnehmen.
Trotz der Mitgliederverluste und des schon wenige
Wochen nach der Maueröffnung einsetzenden Ver­
falls der Sympathie für die Bürgerbewegungen 
konnten diese mit der Installierung des Runden
Tisches Anfang Dezember 1989 ihren bedeutsam­
sten politischen Erfolg gegenüber der SED errin­
gen. Der Zentrale Runde Tisch entwickelte sich
bald zu einer Kontrollinstanz gegenüber der noch
bestehenden SED-Regierung. Zur Übernahme der
Regierungsverantwortung waren die Bürgerbewe­
gungen jedoch nicht bereit. Daran hinderte sie,
ganz gleich, ob diese Übernahme überhaupt mög­
lich gewesen wäre oder nicht, ihr gestörtes Verhält­
nis zur politischen Macht.

Die Diskussionen in den Bürgerbewegungen befaß­
ten sich in der Zeit von November 1989 bis März
1990 vor allem mit zwei Problemkreisen: einmal mit
der organisationsstrukturellen Frage nach ihrer
Parteiwerdung, zum andern mit der Frage der deut­
schen Einheit. Vielen Anhängern des Neuen Fo­
rums schwebte eine Politik unter direkter Beteili­
gung der Betroffenen vor. Die Anhänger einer sol­
chen Politik von unten vertraten ein harmonisti-
sches Politikkonzept und verstanden Politik vor al­
lem als eine Form der Diskussion zur Erreichung
eines breiten Konsenses. In diesem auf interme­
diäre Organisationen und Funktionsaufteilung ver­
zichtenden Politikverständnis sahen sie sich durch 
die unmittelbar zuvor gemachten Wende-Erfahrun­
gen bestärkt .9 So wie damals sollte Politik von den
engagierten Bürgern selbst gestaltet werden, nicht
von den -wie sie meinten - vor allem auf die Durch­
setzung ihrer Eigeninteressen bedachten Parteien.
Andere hielten dieses Politikverständnis für unrea­
listisch, wandten sich gegen Experimente und plä­
dierten für die Übernahme der parlamentarischen
Demokratie, die sich im Westen Deutschlands be­
währt habe.

In der nationalen Frage entstand aufgrund der Äu­
ßerungen einiger Prominenter, allen voran Bärbel
Bohley, das Bild, als seien die Bürgerbewegungen 
mehrheitlich für die Bewahrung der Zweistaatlich­
keit Deutschlands. Die Vereinigungsgegner kriti-

9 Vgl. J. Wielgohs (Anm. 3), S. 429.

sierten vor allem die Marktwirtschaft, die sie als
Ellenbogengesellschaft bezeichneten, und den
Konsumismus der Bevölkerung. Was sie befürch­
teten, war eine ausschließliche Orientierung auf 
Lebensstandardverbesserung und eine Zurück- 
drängung der Auseinandersetzung mit politischen
und sozialen Problemen. Nach und nach setzten
sich in den Bürgerbewegungen jedoch die Befür­
worter der Einheit durch .10 Man dürfe nicht den
Willen des Volkes diskreditieren und sich über das
Volk stellen. Einig waren sich die Bürgerbewegun­
gen in dem Ziel, die immer wieder neu formulier­
ten Machtansprüche der SED-PDS zurückzudrän­
gen. Die gemeinsame Gegnerschaft gegenüber die­
ser neu gewandeten Partei einte die Bürgerbewe­
gungen, wie ihr Zusammenschluß zum „Wahl­
bündnis 90“ am 3. Januar 1990 zeigte, das sie ein­
gingen, um die bisher regierenden politischen
Kräfte abzulösen.

Trotz des Mitgliederschwundes und des Sympathie­
verlustes vermochten die Bürgerbewegungen bis
ins Frühjahr 1990 hinein, Massen zu mobilisieren. 
Das Neue Forum lud zu Bürgerversammlungen,
Dialog-Veranstaltungen, thematischen Foren ein, 
und die Bürger kamen zu Tausenden. Auf Druck
der Bürgerinitiativen wurde in Leipzig Anfang 1990
ein Abrißstop in den Altbau- und ein Baustop in
den innerstädtischen Neubaugebieten erreicht. Im
März 1990 trat der Oberbürgermeister von Rostock 
nach einer Demonstration von 10 000 Bürgern, zu
der das Neue Forum aufgerufen hatte, zurück. De­
monstrationen, Runde Tische und andere Formen
direkter Demokratie erwiesen sich in dieser Zeit
noch als wirkungsvolle Instrumente der Politikge­
staltung. Tatsächlich aber war die Marginalisierung 
der Bürgerbewegungen bereits zu diesem Zeit­
punkt weit vorangeschritten. Die Gründe dafür la­
gen in der Zurückhaltung der Bürgerbewegungen 
gegenüber einer schnellen Vereinigung Deutsch­
lands und in ihrer Geringschätzung ökonomischer
Interessen. Eine Rolle spielten aber auch ihre Zer-
strittenheit und ihr moralisierender Politikstil.
Nach 40 Jahren SED-Herrschaft wollten die Bürger
offenbar nicht schon wieder eine ideologisch aufge­
ladene Politik unterstützen. Schließlich waren die
auf die Reformierung des DDR-Sozialismus zielen­
den Programme der Bürgerbewegungen aufgrund 
der Maueröffnung schlichtweg obsolet geworden. 
Nach dem Fall der Mauer liefen die Bürger­
bewegungen, wie die Interviewpartner zu Protokoll
gaben, den Ereignissen nur noch hinterher.

10 So trat Joachim Gauck auf der offiziellen Gründungsver­
anstaltung des Neuen Forums im Januar 1990 in Berlin dafür
ein, die Festlegung auf Zweistaatlichkeit aus dem Programm
zu streichen. Vgl. L. Probst (Anm. 1), S. 114f.



4. Die Phase der Institutionalisierung,
Spezialisierung und Demobilisierung

Mit diesen drei Stichworten lassen sich die Ent­
wicklungstendenzen seit den Volkskammerwahlen 
vom März 1990 bis heute zusammenfassen. Durch 
den Beitritt der DDR zur Bundesrepublik im Ok­
tober 1990 erhielt diese Phase eine weitere deutli­
che Zäsur; und seit 1993 vollziehen sich noch ein­
mal beachtliche Umstrukturierungsprozesse. Über
beide Zäsuren hinweg setzten sich die benannten
Entwicklungstendenzen jedoch fort.

Nach der ersten demokratischen Wahl in Ost­
deutschland im März 1990 verstärkte sich die schon
vorher einsetzende Tendenz zur Institutionalisie­
rung der Bürgerinitiativen und Bürgerbewegun­
gen. Das Modell der direkten Politikgestaltung
durch Runde Tische und Demonstrationen lief
aus. Mit ihnen war auf die politische Willensbil­
dung immer weniger Einfluß zu nehmen. Nun gab
es demokratisch gewählte Institutionen, die die un­
terschiedlichen politischen Optionen durch den 
Anteil ihrer Wählerschaft repräsentierten. Bünd­
nis 90 war in der Volkskammer vertreten und zog
später aufgrund des Ausnahmegesetzes auch in
den Bundestag ein. Es hatte bis 1994 Vertreter in
allen ostdeutschen Landtagen, außer dem Meck­
lenburg-Vorpommerns, in dem das Wahlbündnis
zwischen Neuem Forum, Bündnis 90 und den
Grünen nicht zustande kam. Darüber hinaus war 
es auf kommunalpolitischer Ebene vertreten, so
zum Beispiel in den Stadtparlamenten von Ro­
stock, Potsdam und Leipzig I11 n Leipzig ist bis
heute ein beachtlicher Teil der Ämter in der Stadt­
verwaltung mit Leuten besetzt, die aus der Bürger­
bewegung kommen. Aufgrund des anhaltenden
Mitgliederverlustes im Jahr 1990 hatte die Parla­
mentarisierung der Bürgerbewegungen eine Aus­
dünnung an der Basis zur Folge. Während die
Massenbasis der Bürgerbewegungen zerfiel, setzte 
jedoch eine Gründungswelle von kleinen Projekt­
gruppen und Bürgerinitiativen ein, die sich mit den
unterschiedlichsten Themen beschäftigten.

Aufgrund der Einführung bundesdeutschen 
Rechts im Herbst 1990 wurden aus diesen Projekt­
gruppen bald Vereine, denn das bundesdeutsche
Recht erlaubte diesen Gruppen, sofern sie sich
als Vereine konstituierten, die Einrichtung von
Stellen im Rahmen des Arbeitsbeschaffungspro-11

11 In einer Reihe von Stadtparlamenten, etwa in Schwerin,
Rostock, Halle, Magdeburg, Leipzig oder Weimar, hat
Bündnis 90/Die Grünen Abgeordnete auch noch nach den
Kommunal- und Landtagswahlen von 1994, seit denen es in
Ostdeutschland auf Landtagsebene nur noch in Sachsen-An­
halt vertreten ist.

grammes der Bundesanstalt für Arbeit. Da an
ABM-Stellen infolge der steigenden Arbeitslosig­
keit ein großer Bedarf bestand und die Vergabe 
großzügig gewährt wurde, schnellte die Zahl der
Vereinsgründungen 1990/91 in die Höhe. Das be­
deutete, daß nicht mehr nur politisch hoch­
motivierte Vertreter der Bürgerbewegung in den 
Initiativen und Vereinen arbeiteten, sondern auch
Angestellte, die vorher mit den Themen der Bür­
gerbewegung relativ wenig zu tun hatten. Weiter­
hin war mit der massenhaften Einrichtung von
ABM-Stellen eine Verschiebung des Schwerpunk­
tes von der ehrenamtlichen zur hauptamtlichen
Tätigkeit verbunden. Die Bewilligung staatlicher
Gelder ist daran gebunden, daß sich die Vereine
ein Statut geben, daß sie ihre Gemeinnützigkeit
nachweisen. Außerdem sind die Vereine nur über­
lebensfähig, wenn ihre Vertreter die Förderstruk­
turen kennen und zu einer wirtschaftlichen Rech­
nungsführung in der Lage sind. Insofern förderte
die Einführung des bundesdeutschen Rechts die
Institutionalisierung, Professionalisierung und
Ökonomisierung der Vereinsarbeit in Ostdeutsch­
land.
Mit der Institutionalisierung der Bürgerinitiativen 
und Vereine vollzog sich eine deutlich wahrnehm­
bare Spezifikation der von ihnen behandelten The­
men. Dominierten im Frühjahr 1990 noch Themen
wie Reform des Bildungswesens, Entmilitarisie­
rung der Gesellschaft oder Entwurf einer neuen 
Verfassung, so ging es bald nur noch um die Reali­
sierung konkreter Projekte. Inzwischen wird ein
weites Themenspektrum in den Gruppen behan­
delt. Es gibt Umweltvereine, Frauengruppen,
Stadtteilinitiativen, Vereine für Sozialarbeit, Bil­
dungsvereine, kulturelle Projekte, Arbeitslosen­
initiativen usw. So gut wie alle sozialen Problem­
felder sind erfaßt. Die Bürgerinitiativen nehmen 
insofern kompensatorische Funktionen wahr und 
bearbeiten Defizite in Staat, Wirtschaft und Ge­
sellschaft. Bis auf Ausnahmen sind sie nicht damit
beschäftigt, eine lokale Gegenpolitik zu betreiben.
Schon gar nicht verfolgen sie Konzeptionen des
Systemwechsels. Vielmehr verstehen die meisten 
ihre Arbeit als komplementär zu den von Staat und
Wirtschaft erbrachten Leistungen.

Die Übertragung des westlichen Rechtssystems auf 
Ostdeutschland hatte auch Auswirkungen auf die
Parteiwerdung von Bündnis 90. Sie wurde dadurch 
beschleunigt, daß die gesetzlichen Bestimmungen
die Freigabe finanzieller Fördermittel an den Par­
teienstatus binden. Die Gründung der Partei
Bündnis 90 erfolgte im September 1991. Die Fusio­
nierung mit den Grünen im Westen war ebenfalls 
vor allem durch äußere Umstände bedingt. Hinter



der Vereinigung standen in erster Linie wahltakti­
sche Überlegungen, erst in zweiter Linie Überein­
stimmungen im Programm. Die Vertreter von
Bündnis 90 und von den Grünen meinten, daß sie
nur gemeinsam eine Chance hätten, die Fünf-Pro-
zent-Hürde zu nehmen. „Das wahlarithmetische 
Motiv ist das vordergründigste, aber auch das
zwingendste.“

A
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m Ende dieses Institutionalisierungsprozesses
der ostdeutschen Bürgerbewegungen stehen sich
mehrere Organisationsformen gegenüber: zu­
nächst die Partei Bündnis 90/Die Grünen und eine
Vielzahl von lokalen Projektgruppen, Initiativen 
und Vereinen. Daneben gibt es noch Reste des
Neuen Forums, der Initiative Frieden und Men­
schenrechte und der Vereinigten Linken, die poli­
tisch den Anschluß verloren haben und gesell­
schaftlich kaum ins Gewicht fallen. Von ihnen zu
unterscheiden sind als vierte Organisationsform 
einige überregionale Gruppierungen wie die
Grüne Liga oder der Unabhängige Frauenver­
band, die als Verbände deutschlandweit anerkannt
sind und professionell arbeiten. Schließlich existie­
ren auch noch einige kirchliche Basisgruppen. Die
meisten Alternativgruppen der Vorwendezeit ha­
ben sich inzwischen freilich aufgelöst. Diejenigen, 
die noch existieren, bestehen zum Teil nur noch
aus wenigen Mitgliedern und arbeiten großenteils 
diskontinuierlich. Auch noch in den letzten drei
Jahren mußten, wie die Interviewten berichteten,
einige von ihnen die Arbeit einstellen. Viele ehe­
malige Mitglieder der kirchlichen Basisgruppen 
betätigen sich politisch jetzt in anderen Vereini­
gungen, vor allem in Parteien und Vereinen, einige
haben sich ganz aus der politischen Arbeit zurück­
gezogen und konzentrieren sich nur noch auf ihre
berufliche Tätigkeit .

1
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2 Die Grünen und das Bündnis 90. Perspektiven und
Probleme einer Annäherung. Memorandum des Bundesvor­
standes zur parteiinternen Diskussion vom 10. Dezember
1991.
13 Zwischen den Bürgerinitiativen und -vereinen von heute
und den Bürgerbewegungen der Wendezeit besteht also
keine bruchlose Kontinuität. Es läßt sich zwar nachweisen,
daß einige Bürgerinitiativen aus den Reihen der kirchlichen
Basisgruppen, wie sie bereits vor der Wende existierten, ent­
standen sind, vor allem im Bereich des Umweltengagements.
Viele Bürgervereine und -initiativen rekrutieren ihre Mitglie­
der aber auch aus ganz anderen Bevölkerungssegmenten,
nicht selten aus dem ehemals systemtragenden Bereich. Die
zuweilen aufgestellte Behauptung, die politischen Akteure in
den Bürgerinitiativen seien weitgehend identisch mit den Ak­
tiven in den Basisgruppen der Vorwendezeit, ist also falsch.
Unter den Akteuren der Basisgruppenszene kam es vielmehr
zu einer deutlichen Differenzierung zwischen Aussteigern
und weiterhin Engagierten, und die Bürgervereine und
-initiativen setzen sich sowohl aus alten als auch aus neuen
Akteuren zusammen.

Religion und Politik sind in der modernen Gesell­
schaft funktional differenziert. Ihre Verbindung
im Realsozialismus war ein Reflex auf die Über­
politisierung der Gesellschaft. Insofern ist es nicht
verwunderlich, daß sich mit der Entflechtung von
Religion und Politik das Phänomen der kirchlich
engagierten, politisch alternativen Basisgruppen 
umgeformt und teilweise sogar aufgelöst hat. 
Allerdings treffen sich, wie unsere Befragungen 
ergaben, nicht wenige der ehemaligen Gruppen­
mitglieder hin und wieder privat. Politisch und be­
ruflich sind sie zumeist in andere Zusammen­
hänge eingebunden, auf einer informellen Ebene
scheint das alte subkulturell-alternative Milieu in
lockerer Form aber partiell erhalten geblieben zu
sein.

Seit 1993 läßt sich im Bereich der Bürgerinitiativen 
und Vereine ein Prozeß der quantitativen Reduk­
tion und - damit verbunden - der Stabilisierung
beobachten. Die Zahl der Neugründungen ist
rückläufig. Vereine mit einem aufgeblähten Be­
stand an hauptamtlichen Mitarbeitern konnten
sich teilweise nicht halten, andere haben ihren Per­
sonalbestand verschlankt, nicht selten fand eine
Rückverlagerung der Aktivitäten auf das ehren­
amtliche Engagement statt. Der Grund für diese
Umstrukturierungsprozesse liegt darin, daß die
ABM-Stellen, sofern nicht für eine Festanstellung 
gesorgt werden kann, nach zwei Jahren auslaufen 
und zudem die Finanzierungsleistungen der
Bundesanstalt für Arbeit gesunken sind. Die Mo­
bilisierungsfähigkeit der Bürgerbewegungen und
-initiativen nahm seit 1990 rapide ab. Nur noch mit
vergangenheitsbezogenen Themen, insbesondere
bei Fragen des Umgangs mit der Stasi-Vergangen­
heit, vermochten sie gesamtgesellschaftliche Auf­
merksamkeit zu erzielen. Hinsichtlich anderer
Themen - Demokratisierung, Menschenrechte,
Umwelt - ist ihnen das Deutungsmonopol genom­
men. Als im Frühjahr 1991 die Leipziger Montags­
demonstrationen wieder aufflackerten, war für alle
Beteiligten schon nach kurzer Zeit klar, daß sich
auf diese Weise politischer Einfluß nicht mehr aus­
üben ließ. Schon nach drei Wochen brach der Pro­
testzyklus zusammen. Der Montagsdemonstration
im Frühjahr 1993, zu der das Bündnis 90 unter dem
Motto „Uns reichts“ aufgerufen hatte, war eben­
falls kein Erfolg beschieden. Am ehesten sind die
neuen Bundesbürger zu gewinnen, wenn es um
ihre unmittelbaren Belange geht: um Straßen­
sanierung, um die Grünfläche vor der Haustür
oder die Infrastruktur des Stadtteils. Die Mehrheit
der Ostdeutschen ist um die Sicherung ihrer priva­
ten Existenz besorgt; überindividuelle Ziele stehen
nicht im Zentrum ihres Interesses.



5. Zusammenfassung

Alle Einschnitte in der Entwicklung der Bürgerbe­
wegungen und -initiativen waren durch äußere 
Einflüsse bedingt. Ob man an die Massenmobili­
sierung im Herbst 1989, die ohne die „exit“-Mög-
lichkeit nicht zustande gekommen wäre, an die
Differenzierungs- und Marginalisierungsprozesse
seit November 1989, die unmittelbar durch die
Öffnung der Grenze ausgelöst wurden, oder an die
Institutionalisierungsprozesse nach dem März 1990
im Gefolge der Parlamentarisierung der Bürgerbe­
wegungen denkt, immer waren es Außenfaktoren,
die eine neue Phase in der Entwicklung des „Be­
wegungssektors“ einleiteten. Die Umbildung der 
Initiativen zu Vereinen war ebenso rechtlich be­
dingt wie die Konstitution von Bündnis 90 zur Par­
tei. Die Massenmobilisierung kam im Oktober
1989 zustande, ohne daß sie von den Basisgruppen
initiiert worden wäre, und sie ging nach der Mau­
eröffnung wieder zurück, ohne daß die Bürgerbe­
wegungen diesen Prozeß hätten aufhalten können. 
Offenbar sind die Bewegungen des „Bewegungs­
sektors“ in hohem Maße von den rechtlichen, poli­
tischen und wirtschaftlichen Kontextbedingungen 
abhängig.

III. Einstellungswandlungen

Die Frage nach den Einstellungswandlungen bei
den Vertretern der politisch alternativen Gruppen
untersuche ich an Hand eines Vergleichs charakte­
ristischer politischer Haltungen vor der Wende mit
solchen nach der Wende. Dabei lege ich die Ver­
gleichsuntersuchungen von 1990, 1992 und 1995
zugrunde, in denen unter anderem auch nach Mo­
tiven, Zielen und Formen des politischen Engage­
ments in der DDR gefragt wurde.

1. Der Wandel der Handlungsziele: kollektive
oder private Orientierung

Vor der Wende waren die Handlungsziele der
Gruppenmitglieder eindeutig kollektiv verfaßt. Al­
len von uns Befragten ging es um die Veränderung
der Gesellschaft. Kollektive Ziele und individuelle
Ziele bildeten keinen Gegensatz. Charakteristisch
war vielmehr, daß die Gruppenmitglieder ihre in­
dividuellen Handlungsvollzüge stark an ihren poli­
tischen Zielen ausrichteten. Manche gingen in
ihrem politischen Engagement so weit, daß sie ihr 
ganzes privates Leben in den Dienst der angestreb­
ten gesellschaftlichen Veränderung stellten. So

sagte K. W., vor der Wende Mitglied des Arbeits­
kreises Gerechtigkeit in Leipzig, über ihre politi­
sche Arbeit in der Gruppe: „Damals habe ich da­
für gelebt, letzten Endes.“ Damals habe sie diese
Arbeit „völlig ausgefüllt“.

Nach der Wende traten private und kollektive
Orientierung auseinander. Die meisten gesell­
schaftlichen Probleme, die früher zum politischen
Engagement gedrängt hatten, bestanden nicht
mehr. Viele Gruppenmitglieder konzentrierten
sich daher schon bald nach der Wende vorrangig
auf den privaten Bereich, ohne allerdings ihre kol­
lektiven Wertorientierungen und die Aussicht auf 
eine zukünftige politische Betätigung völlig aufzu­
geben. Auf die Frage, was gegenwärtig im Zen­
trum seiner Aktivitäten stehe, antwortete 1992
E. D., einer der Mitbegründer des Neuen Forums 
in Leipzig: „Ich habe mich jetzt konkret, jetzt erst­
mal auf meinen beruflichen und familiären Bereich
zurückgezogen. Ich schreib’ jetzt meine Doktor­
arbeit und versuche, dort für mich auch anhand 
des Themas, was also ein DDR-Geschichtsthema
ist, Aufarbeitung zu betreiben.“ Nach Abschluß
seiner Dissertation wolle er wieder in einer Bür­
gerbewegung politisch aktiv werden. J. F., ehe­
mals Mitglied in der Arbeitsgruppe Menschen­
rechte, Leipzig, antwortete 1992 auf dieselbe 
Frage: „Im Moment bin ich irgendwie ziemlich
sehr mit mir beschäftigt, was ich mal in Zukunft
mache, ob ich weiter als Krankenpfleger arbeite
oder ob ich mal anfange zu studieren oder wie auch
immer.“ Politisch aktiv sei er nicht mehr. Er
möchte eine Sache, die er anfängt, „gerne richtig
machen“. „Mich so halb reinstürzen, das mag ich
einfach nicht noch mal.“

Damit ist deutlich benannt, worin das Problem be­
steht: Die Politik ist ein ernsthaftes Geschäft, das
Zeit kostet und Einarbeitung erfordert. Wer es be­
treiben will, muß es zu seinem Beruf machen.
Einige sind diesen Weg in die Politik gegangen. Sie
können ihre berufliche und ihre politische Orien­
tierung miteinander verbinden und gewinnen dar­
aus große innere Befriedigung. Für diejenigen, die
die Politik nicht zu ihrem Beruf gemacht haben,
stellt die Verbindung ihrer individuellen und ihrer
gesellschaftlichen Interessen nicht selten jedoch 
ein Problem dar. K. W. leidet darunter, daß sie
nicht mehr wie früher Politik und Leben miteinan­
der verbinden kann. Sie sagte, sie sei enttäuscht,
weil sie in ihrer jetzigen sozialen Position die gro­
ßen politischen Schritte nicht gehen könne. Früher
hätte jede Handlung eine politische Bedeutung ge­
habt, jetzt sei das, was man persönlich tun könne,
gesellschaftlich irrelevant.



H. W., einst führendes Mitglied des Arbeitskreises
Solidarische Kirche, später in „Demokratie Jetzt“,
hat ein schlechtes Gewissen, weil er politisch so
wenig aktiv ist. Er weiß, daß er die Emotionen aus
der Politik nicht heraushalten kann, und ist deshalb
froh, daß er nicht in die Politik gegangen ist. Aber
er fügt sofort hinzu: „Also, ich bin nicht glücklich
darüber, muß ich sagen. Wenn du jetzt mein politi­
sches Gefühl hören willst, ich fühle mich keines­
wegs glücklich, was hier abläuft und auch meine
Position dabei, weil ich weiß, ich müßte viel mehr
machen.“ Dann aber bezeichnet er seine beruf­
liche Arbeit als Pfarrer selber als politisch. Das 
heißt, er löst das Problem, indem er seine Berufs­
arbeit umdefiniert. Auf die Frage, welchen Stel­
lenwert sein politisches Engagement für ihn augen­
blicklich habe, gibt er zur Antwort: „Da ich mich
in jeder Beziehung als politisches Wesen fühle, 
würde ich das jetzt nicht herauslösen. Ich weiß,
also alles, was ich mache, ist irgendwo politisch.“

Eine ähnliche Umdefinitionsstrategie finden wir
bei einem früheren Mitarbeiter der Umweltbiblio­
thek Berlin, bei M. S., der 1992 als Verkäufer in
einem Computerladen arbeitete, gleichzeitig poli­
tische Zeitschriften auslegte und dies bereits als
„Politik“ bezeichnete. E. D. löste das Problem,
wie wir sahen, indem er es in die zeitliche Ebene
verschob: Wenn er sich auch jetzt politisch nicht
engagiere, werde er sich an der Arbeit der Bürger­
bewegungen wieder beteiligen, sobald er seine
Dissertation beendet habe. Die Abstinenz von der
Politik löst offenbar einen inneren Konflikt aus, 
der irgendwie verarbeitet werden muß. W. F., ein
Vertreter der Initiative Frieden und Menschen­
rechte, erkennt, wie er in seinem Interview von
1992 sagte, sehr genau die „phantastischen Mög­
lichkeiten“, die man hat, wenn man ein politisches
Amt bekleidet. Er sieht auch „mit Bewunderung, 
wie sich sehr viele Leute, die damals schon gut wa­
ren, eingebunden haben als Abgeordnete, als Mi­
nister vom Bündnis 90.“ Er selbst aber ist noch
nicht einmal Mitglied von Bündnis 90. „Ich habe es
noch nicht geschafft, den Zettel abzuschicken.“

Man müßte sich entscheiden, ob man ganz in die
Politik geht oder sich auf anderes konzentriert.
Der Dilettantismus von früher, als es reichte, alter­
native Positionen zu vertreten und mit einem ho­
hen moralischen Anspruch aufzutreten, um politi­
sche Wirkung zu erzielen, ist vorbei. „Wir sind
nicht mehr in der Zeit, wo man Politik macht mit
bestimmten moralischen Haltungen“ (L. M., In­
itiativkreis ,Absage an Prinzip und Praxis der Ab­
grenzung’, Berlin). Von der modernen Gesell­
schaft, in der die Stellung auf dem Arbeitsmarkt
über die individuelle Lebenslage entscheidet, geht

ein Zwang zur Professionalisierung aus. Einen
Platz für politisches Prophetentum sieht die
moderne Gesellschaft nicht vor, auch wenn sie die­
jenigen, die diesen Aufenthaltsort wählen, gele­
gentlich mit hochdotierten Preisen ehrt.

Fünf Jahre nach der Vereinigung, 1995, ist die Ent­
scheidung bei den meisten gefallen. Die Politik übt 
noch immer eine beachtliche Faszination aus. Die
meisten aber haben sich gegen die Politik und für 
ihren privaten Beruf entschieden. Nachdem sie in
nicht wenigen Fällen eine Weiterbildung oder ein
Studium durchlaufen haben, sind sie in der Regel
nun beruflich so engagiert, daß für die politische
Arbeit kaum noch Zeit bleibt. Freilich definieren
sie sich nach wie vor als politisch. Ob man nun als
Professor oder als Pfarrer, als Studienreferent oder
als Sozialarbeiter sein Geld verdient, in allen Fäl­
len versteht man seine berufliche Tätigkeit als poli­
tisches Engagement, wobei erstaunlich viele der
ehemaligen Bürgerrechtler in Berufen arbeiten,
die eine solche Bewertung erlauben: im Sozialwe­
sen, im Raum der evangelischen Kirche oder in der
Bildungsarbeit. Nur ganz wenige wollen von der
politischen Arbeit nichts mehr wissen. Es scheint, 
daß bei ihnen dahinter Erfahrungen politischer 
Ohnmacht stehen. Freilich, ganz gleich, ob man 
politisch aktiv ist oder nicht und was man von
Politik überhaupt hält, alle Befragten beklagten -
übrigens unaufgefordert - das politische Desinter­
esse der Bevölkerung. Wenn sich in den Reihen
der Bürgerrechtler auch beachtliche Differenzie­
rungsprozesse vollzogen haben, in der Selbstunter­
scheidung von der indifferenten Masse der Bevöl­
kerung sind sie sich nach wie vor einig.

2. Der Wandel der Handlungsmotive:
optimistische oder pessimistische
Handlungsperspektive

Die Handlungsmöglichkeiten politisch alternativer
Gruppen waren in der DDR äußerst beschränkt.
Gewiß konnten sie den Raum der Kirche zur Pro­
pagierung ihrer Anliegen nutzen, durch provo­
kante Aktionen die öffentliche Aufmerksamkeit
erregen und der Öffentlichkeit ihre kollektive Un­
zufriedenheit vorführen. Die Gesellschaft zu ver­
ändern war indes so gut wie ausgeschlossen. Bei
manchen Gruppenmitgliedern führte diese Erfah­
rung zu einer tiefen Resignation, zum Rückzug ins
Private oder auch zur Abwanderung in den We­
sten, bei vielen zu einer Attitüde der trotzigen 
Selbstbehauptung und zu einem Gefühl der sozia­
len Überlegenheit, das durch die sicherheitsdienst­
liche Aufmerksamkeit und die entsprechende
Resonanz in den westlichen Medien, die alle ihre
Aktivitäten auslösten, noch bestärkt wurde. Auch



wenn die alternativen Gruppen auf die gesell­
schaftlichen Verhältnisse in der DDR kaum Ein­
fluß ausüben konnten, gaben die Aufmerksam­
keitseffekte, die sie mit ihren Aktivitäten erziel­
ten, ihrem politischen Engagement einen rationa­
len Handlungssinn.

Nach der Wende änderte sich die Handlungsper­
spektive der Gruppenvertreter gravierend. Die
meisten sahen durchaus die neuen Handlungs- und
Verwirklichungsmöglichkeiten, die die neue Ge­
sellschaft ihnen bot, auch wenn für viele von ihnen 
der Untergang der DDR ein Heimatverlust bedeu­
tete. K. W. berichtete: „Ich hab jetzt einfach ein
viel besseres Lebensgefühl als damals.... Ich kann
mir jetzt einfach überlegen, was ich mache. So
komisch, wie das klingt, diese Wörter Freiheit 
oder so, die ich damals idiotisch gefunden habe: 
Was soll das? ... Ich fühl mich irgendwo freier. Ich
denke, es liegt auch daran, daß ich jetzt tausend
Wege und Bahnen hab, die ich gehen kann, und
früher waren die schon ziemlich beengt.“

Mit der Erhöhung der Handlungsmöglichkeiten
muß aber nicht unbedingt eine Ausweitung der
Wirkungsmöglichkeiten einhergehen. „Jetzt ist
es“, sagte G. H., die vor der Wende Mitglied der
Gruppe Frauen für den Frieden in Leipzig war,
„natürlich so, daß unheimlich viele Angebote,
viele Möglichkeiten, sich zu engagieren, da sind.
... Natürlich ist das günstiger, aber ich denke,
jetzt muß man sich beweisen mit seinem Engage­
ment, ob man es auf die Reihe kriegt, sozusagen.“
Der Leistungszwang, der von der modernen Ge­
sellschaft ausgeht, wird von ihr stark empfunden: 
„Ich denke ja auch, es ist schwer, sich dem zu ent­
ziehen, daß ich erfolgreich sein muß. In der west­
lichen Gesellschaft muß ich immer erfolgreich
sein. In der DDR war es eigentlich wichtig, daß man
litt, daß man aufmerksam war, aber ob man erfolg­
reich war, das war egal. Erfolgreich war sowieso
niemand.“

Ob die politisch alternativen Gruppen unter diesen 
modernen, effizienzorientierten Gesellschaftsver­
hältnissen noch Wirkungsmöglichkeiten besitzen, 
beurteilen die Interviewten eher skeptisch. Das 
politische und wirtschaftliche System der west­
lichen Gesellschaft wird als derart stabil angese­
hen, daß es als nahezu aussichtslos oder zumindest 
als sehr schwer erscheint, in es hineinzuwirken. 
Um Veränderungen, wie sie den Bürgerbewegun­
gen vorschweben, erreichen zu können, wäre die
Unterstützung wenigstens eines Teils der Bevölke­
rung erforderlich. Angesichts des wirtschaftlichen
Wohlstandes und der allgemeinen Zufriedenheit in
der Bevölkerung scheint den Gruppenmitgliedern

eine Massenmobilisierung aber kaum möglich zu
sein. Weiterhin führen die Gruppenvertreter die
Grenzen ihrer gesellschaftlichen Wirksamkeit auf 
den Pluralismus der politischen Kultur in der west­
lichen Gesellschaft zurück. Unter Bedingungen 
der Konkurrenz sei es weitaus schwieriger, sich
Gehör zu verschaffen, als in einer kulturell und
politisch weitgehend homogenisierten Gesell­
schaft, wo Aufmerksamkeit allein schon durch Dif­
ferenz gesichert ist. Schließlich sehen viele Bürger­
rechtler in der vorpolitischen, gemeinschaftlich ge­
prägten Grundhaltung, die sie aus der DDR-Zeit
mitbringen, einen weiteren wichtigen Grund für
ihren relativ geringen Einfluß auf die gesellschaft­
lichen Verhältnisse.

Die DDR-typische Aufwertung aller außerinstitu­
tionellen Kommunikationen und die Skepsis ge­
genüber allen gesellschaftlichen Institutionen und
Organisationen erklären sich aus der Begrenzung
der politischen Partizipationsmöglichkeiten in der
DDR. In einem System, in dem die wichtigste Auf­
gabe der Institutionen darin bestand, gesellschaft­
lichen Wandel zu verhindern und die entstandenen
Machtverhältnisse zu konsolidieren, hatte die anti­
institutionelle Einstellung der auf Wandel drän­
genden Gruppen ihren Sinn. Versuchen die Grup­
penmitglieder jedoch heute, diese Haltung auf­
rechtzuerhalten und Aufmerksamkeit durch alter­
natives Verhalten zu erzielen, befinden sie sich
plötzlich in einem Bereich außerhalb des Politi­
schen. Jetzt gibt es zu den politisch alternativen
Gruppen selber Alternativen, so daß sie zu politi­
schen Gruppierungen unter anderen werden. Die
Konfliktlinien verlaufen innerhalb des politischen
Systems. In ihm muß man sich bewähren. Das 
heißt, die Gesetze und die Logik der Politik gelten 
nun auch für die Bürgerbewegungen und Grup­
pen. Gegen die Anerkennung dieser Gesetze und
Mechanismen der Politik lief von Anfang an die
Kritik in den Bürgerbewegungen. B. B., Grün­
dungsmitglied der Initiative Frieden und Men­
schenrechte und Mitbegründerin des Neuen Fo­
rums, Berlin: „Bürgerbewegung hat ja, ist etwas
ganz anderes als Partei. Das hat etwas mit ,von in­
nen heraus zu tun. Sagen wir einmal, das, was ich
als Inhalt und Ziel der Bürgerbewegung sehe, das
kann man nicht planmäßig sozusagen erreichen,
das muß sich innen entwickeln. Und zwar, indem 
jeder einzelne dgs eigentlich will, und wenn das
nicht jeder einzelne will, dann wird es auch keine 
Bürgerbewegung geben.“ G. H.: „Die Gesell­
schaft gibt ja vor, wie der Weg zur Macht erfolgt. 
Und ich glaube nicht, daß eine Bürgerbewegung,
die Bürgerbewegung ist, diesen Weg gehen kann.“
Eine Bürgerbewegung ist eine „Graswurzelbewe­



gung“ ohne „machtvolle Wirkung“. Das Mensch­
liche, das Wahre, Gute und Schöne wächst von
unten. Was dagegen von oben kommt, ist korrum­
piert und böse.

Schon bald nach Gründung der Bürgerbewegun­
gen regte sich in den eigenen Reihen auch Wider­
spruch gegen dieses Pathos der Gemeinschaftlich­
keit. Nachdem erste Erfahrungen Vorlagen, meinte 
W. F. im Jahr 1992, die Bürgerbewegungen und
Gruppen sollten sich auf die Gesetze der Öffent­
lichkeit einstellen und sich den gesellschaftlichen
„Bedingungen, die diese Bundesrepublik Deutsch­
land schafft, anpassen bzw. damit umgehen ler­
nen“ .14 Dazu gehöre auch, daß sie stärker auf Ef­
fektivität achten müßten. Früher, berichtet er wei­
ter, habe er stärker fundamentalistische Positionen
bezogen. Heute aber sehe er aufgrund seiner Er­
fahrungen mit der Regierungsbeteiligung von
Bündnis 90 in Brandenburg, „man kann dort etwas
machen. Natürlich muß man in irgendeiner Weise
umdenken und sagen, das ist nun mal Realpolitik. 
Das heißt, ich muß auch bereit sein zu Kompro­
missen. Ich kann nicht den Durchreißer spielen
und meine fundamentalistische Haltung (durchzie­
hen). Da weiß ich von vornherein, es klappt nicht.
Wenn man sich aber darauf einläßt, dann - und das
läßt sich nachweisen gerade an den beiden Mini­
sterposten, die wir in Brandenburg haben: Umwelt 
und Bildung - läßt sich Phantastisches erreichen.“

Die Frage lautet also, ob die Gruppen in die Ge­
sellschaft hineinwirken wollen oder nicht. Wenn
sie es wollen, dann müssen sie mit den neuen insti­
tutionalisierten Interessenvertretungs- und Kon­
fliktregulationsmechanismen umgehen lernen und 
sich auf sie einlassen. Die meisten der Gruppen­
vertreter öffnen sich daher der Arbeit in den Insti­

14 Die Grünen, erzählte W. F., hätten „lange Zeit ge­
braucht, um in der altbundesdeutschen Bevölkerung eine
Akzeptanz zu kriegen, weil es mit Unverständnis zur Kennt­
nis genommen worden ist, daß sie im Bundestag stricken,
und mit ihrem Sechziger-Jahre-Outfit und so. ... Ich habe es
selbst erlebt am Runden Tisch. Der wurde damals ja von
einem großen Teil der Bevölkerung verfolgt, und unsere bei­
den - Wolfgang Templin und Gerd Poppe - beide durchaus
unheimlich kluge Leute, und was sie gesagt haben, war völlig
richtig. Aber ich habe das so im Umfeld meiner Eltern (ver­
folgt): ,Und wie die aussehen ..., und Templin kratzt sich da
am Bart'. Das hat dazu geführt, daß ich gesagt habe: ,Wenn
das rote Lämpchen aufleuchtet, dann ist die Kamera auf dich
gerichtet, dann halte die Hände still. Und dann, vielleicht,
schneidest du dir hinten mal ein bißchen die Haare.' Das ist
wichtig, denn Otto Normalverbraucher guckt da hin. Für den
ist das entscheidend, wenn er am Wahltag sein Kreuzchen
macht. ... Ich weiß, daß man mit wirklich guten Argumen­
ten zu Sachfragen keinen Hund hinter dem Ofen vorlockt.
... Jetzt muß man sich also darüber Gedanken machen,
wie - und jetzt sage ich es mal in der Sprache der Journali­
sten - verkauft man es am besten.“

tutionen und beurteilen das als eine gute Möglich­
keit, ihre politischen Anliegen zu vertreten. J. L.,
früher in der Initiativgruppe Leben in Leipzig, in­
zwischen Mitglied im Leipziger Stadtparlament,
geht dabei sogar so weit, die Parteiendemokratie
gegen ihr schlechtes Image zu verteidigen. „Es ist
ja die Ansicht entstanden, daß Parteien etwas
Schmutziges sind, wo Leute ihre egoistischen Be­
dürfnisse befriedigen. - Ein völlig irriges Bild.
Aber das hat sich durchgesetzt, und es hat dazu
geführt, daß ganz viele Menschen, die das also
nicht wollen, die etwas Gutes tun wollen, sich nicht
in Parteien engagieren. Das ist eine verheerende
Situation. Diesen Teufelskreislauf gilt es zu durch­
brechen. ... Ich denke schon, daß das demokra­
tische System, selbst mit einer CDU-Regierung,
immer noch weit überlegen ist einem nichtdemo­
kratischen System.“ Die Arbeit in Basisgruppen 
dagegen hält er für „völlig fruchtlos“.

Andere sind enttäuscht von dem Gezänk der Par­
teien in der parlamentarischen Demokratie. Sie
verstehen nicht, daß sich selbst im Neuen Forum,
bei Bündnis 90/Die Grünen oder an den zahlreich
eingerichteten Runden Tischen Machtkämpfe ab­
spielen und sich die machtpolitischen Taktiker ge­
genüber den ehrlich Engagierten durchzusetzen 
vermögen. Fünf Jahre nach Einführung des west­
lichen demokratischen Systems haben sie das Ver­
trauen in die Politik verloren und vertreten die
Auffassung, daß die „eigentlichen Veränderun­
gen“ auf der unteren Ebene passieren, wenn man 
sich „zu kleinen Gruppen zusammenschließt ...
und sich engagiert“. Auf der gemeinschaftlichen
Ebene könne man sich selbst verwirklichen, in der
Politik aber werde man von den Strukturen be­
herrscht und durch das System korrumpiert. Es ist
bezeichnend, daß sich diese Auffassung vor allem
bei denjenigen findet, die außerhalb der politi­
schen Institutionen stehen, während die, die sich in
sie hineinbegeben haben, betonen, daß sie Verfah­
ren und Geschäftsgänge schätzen gelernt hätten.

Es läßt sich also feststellen, daß in den letzten Jah­
ren bei den Gruppenvertretern ein bedeutender
Umdenkungsprozeß stattgefunden hat. Aus Insti­
tutionenkritikern und Verächtern der Politik als
bloßer Machtpolitik sind vielfach Kritiker des ba­
sisdemokratischen, auf Diskurs und Konsens, 
Spontaneität und Selbstbestimmung setzenden
Ansatzes und teilweise Berufspolitiker geworden. 
Freilich halten die meisten basisdemokratische
Elemente, einen Ausbau direkter politischer Parti­
zipationsmöglichkeiten oder auch das Wirken von
Basisgruppen als Ergänzung der parlamentari­
schen Demokratie nach wie vor für wichtig und
räumen der Arbeit von Bürgerinitiativen, insbe-



sondere in der Zukunft, auch wieder vermehrte
Chancen ein. Aber der Schwerpunkt der politi­
schen Arbeit wird - das ist ihnen klar, auch wenn
ihr Herz nach wie vor den Bürgerbewegungen und
Gruppen gehört - zukünftig in der parlamentari­
schen Arbeit liegen. Nur eine Minderheit steht den
Wirkungsmöglichkeiten der politischen Institutio­
nen noch immer ablehnend gegenüber.

3. Der Wandel des Anspruchsniveaus: rationaler
oder expressiver Handlungstyp

In der DDR-Zeit verarbeiteten die alternativen
Gruppen die ständig wiederkehrende Erfahrung
der staatlichen Restriktionen und Handlungsbe­
grenzungen, indem sie sich eine über ihre tatsäch­
liche Wirkung hinausgehende gesellschaftliche Be­
deutung zuschrieben. Sie sahen sich im „Brenn­
punkt der DDR-Geschichte“ ,15 als Avantgarde der
Gesellschaft, als ein „Flämmchen in der Dunkel­
heit“ (B. B.) und machten es sich zur Aufgabe, 
diese Dunkelheit zu erhellen, d.h. die Bevölke­
rung aufzuklären, zu sensibilisieren und zu mobili­
sieren. Die über die Absetzung von der Gesell­
schaft erreichte Aufwertung des Gruppenhandelns
war eine Möglichkeit, den unlösbaren Wider­
spruch zwischen Handlungsanspruch und Ohn­
macht, zwischen Ideal und Wirklichkeit emotional 
zu bewältigen und auf die Ausgrenzung durch das
offizielle System zu reagieren. In den Gruppen, so
wurde argumentiert, zeige sich jetzt schon ein Vor­
schein der zu errichtenden künftigen Gesellschaft.
Für die gesellschaftliche Entwicklung seien sie „so
etwas wie Vorformen politischer Selbstorganisa­
tion“ D16 amit begingen die Gruppen zugleich eine
Tabuverletzung. Sie überschritten die markierten
und allseits akzeptierten Grenzen und betraten
den Bereich der Politik, den das System für sich
reserviert hatte. Mit ihren Aktivitäten verletzten 
sie die eingespielten Regeln des Wohlverhaltens,
transzendierten sie die durch Anpassung, Zwang,
Phantasielosigkeit und Gewöhnung zusammenge­
haltene DDR-Wirklichkeit und leisteten sich den 
Traum von einer gerechten, solidarischen, demo­
kratischen Gesellschaft.

Nach der Wende ließ sich eine derartige emotio­
nale Hochspannung nicht mehr aufrechterhalten.
Man mußte die Gruppenarbeit moralisch entladen,
ihre Bedeutung relativieren und Ziele zurückneh­
men. Die Demokratie - bislang ein unerreichbar

15 Wolfgang Rüddenklau, Störenfried. ddr-Opposition
1986-1989, Berlin 1992, S. 12.
16 Ulrike Poppe, Das kritische Potential der Gruppen in
Kirche und Gesellschaft, in: Detlef Pollack (Hrsg.), Die Le­
gitimität der Freiheit. Politisch alternative Gruppen in der
DDR unter dem Dach der Kirche, Frankfurt/M. 1990, S. 79.

hoher Wert - wurde zur Gestaltungsaufgabe. Sie
hörte auf, als Gegenbild zu einer totalitär verfaß­
ten Gesellschaft zu fungieren, und verwandelte
sich in ein technisches Problem: Wie mit ihr umge­
hen? Das Politische verlor seinen Zauber und
wurde zu einem Feld der Bewährung - wie der Be­
ruf oder die Familie auch. Eine Analyse der Inter­
views ergibt, daß genau dieser Prozeß der Norma­
lisierung des Politischen in der Mehrzahl der Fälle
abgelaufen ist. Am besten gelang er denen, die
ihre politischen Anliegen - wenigstens partiell - in
ihrer Berufsarbeit verwirklichen können und sich
zur Mitarbeit in den politischen Institutionen ent­
schlossen haben. Sehr anschaulich wird dieser Zu­
sammenhang an der Entwicklung U. P.s, die schon
1990 durch ihre Mitarbeit am Zentralen Runden 
Tisch in Berlin zu einer Korrektur ihrer politischen
Vorstellungen veranlaßt wurde und sich auch jetzt
in ihrer Arbeit als Studienleiterin an der Evangeli­
schen Akademie in Berlin-Brandenburg zu einer
ständigen Weiterentwicklung ihrer politischen
Ideen anregen läßt. Anfang 1990 sagte sie, daß vie­
les, was „Demokratie Jetzt“ als Thesen formuliert 
hatte, bereits zu diesem Zeitpunkt überholt war
und „verändert werden mußte, weil auch wir na­
türlich uns umstellen mußten, eben von dieser bis­
herigen Position, wo wir rein eine Vision formu­
liert haben, zu unserer heutigen, wo wir doch sehr 
viel pragmatischer und realistischer gezwungen
sind, einfach die Lage zu beurteilen und die wei­
tere Entwicklung zu beschreiben, weil wir jetzt tat­
sächlich - nicht zuletzt durch die Runden Tische -
auch in die Verantwortung eingebunden sind und
das, was wir uns vorstellen an gesellschaftlicher
Veränderung, immer mit an der Realisierbarkeit
messen müssen. Bisher konnten wir uns einen 
Traum leisten, weil der niemals mit der Praxis in
Berührung kam. Nun aber stehen ganz andre An­
forderungen, nämlich die, möglichst praktikable
Schritte zu formulieren.“ Ähnlich beschrieb U. P.
zwei Jahre später ihre Arbeit in der Evangelischen
Akademie, wo sie „ganz praktische Möglichkei­
ten“ hat, zur politischen Bewußtseinsbildung bei­
zutragen, wo sie aber auch selber „viel lernen kann
und viel von dem verwirklichen kann, was mal
mein Anliegen war“. „Im Gegensatz zur Vorwen­
dezeit hab ich jetzt das erste Mal in meinem Leben 
die Möglichkeit, in meiner Berufstätigkeit das zu
machen, was eigentlich mein Anliegen ist. Was ich
sonst nur nebenbei machen konnte, das kann ich
jetzt hauptberuflich machen und werde sogar noch
dafür bezahlt. Ich genieße das sehr.“

Interessant sind die Fälle, in denen diese Transfor­
mation nicht gelingt oder noch nicht gelungen ist.
Als Beispiel sei hier die Haltung von K. W. ange­



führt. Auf der einen Seite fühlt sich K. W. befreit
und begreift die neuen gesellschaftlichen Möglich­
keiten als individuelle Verwirklichungschancen, 
die sie gern nutzen möchte. Auf der anderen Seite
ist sie hoffnungslos und enttäuscht. Auch wenn
heute unzählige Handlungsmöglichkeiten bereit­
stehen, fühlt sie sich jetzt kleiner als früher. „Die
Relationen haben sich einfach total verändert. Ich
mache nicht mehr die großen Sachen und hab ir­
gendwie nicht mehr das Gefühl, die Welt verän­
dern zu können.“ Die Welt - das war früher die
DDR. In der DDR, die nur wenige Verwirk­
lichungsmöglichkeiten bot, konnte man sich der
Gesellschaft gerade wegen ihrer Ineffektivität und
Immobilität überlegen fühlen. Damals hatte ihre
politische Arbeit, die sie „völlig ausgefüllt“ hatte,
unmittelbare gesellschaftliche Relevanz. Die mo­
derne Gesellschaft dagegen ist hochkomplex,
dynamisch und effektiv. Daß dadurch ein Unterle­
genheitsgefühl ausgelöst wird, geben manche der
Befragten ausdrücklich zu Protokoll .17 Dement­
sprechend gehen die Erwartungen an die eigenen 
Einflußmöglichkeiten zurück. „Ich denke, die
große Veränderung, die erreichen wir eh‘ nicht
mehr. Jedenfalls habe ich das für mich aufgegeben. 
Ich weiß nicht, das ist für mich ganz schwer zu sa­
gen, weil ich da selber so frustriert bin, daß ich da 
auch nichts mehr mache. Ich selber bin ja nicht
mehr engagiert in irgendwelchen Gruppen.“ Wo­
rin die Aufgaben der Gruppen heute noch beste­
hen könnten? „Eine neue Revolution gut vorberei­
ten und durchführen. Das ist es ja für mich letzten 
Endes. Alles andere hier, diese ständigen kleinen 
Schrittchen, das ist ganz nett. Aber das erreicht ja
auch nicht die große Veränderung.“

Was bei K. W. auffällt, das ist die Vermittlung zwi­
schen ihren Idealen und dem Machbaren. Von der

17 Die Umkehrung des Verhältnisses von Individuum und
Gesellschaft wird von den Befragten teilweise sehr deutlich
wahrgenommen. Nicht wenige erfahren die wirtschaftliche
und politische Kraft der westlichen Gesellschaft als überwäl­
tigenden Zwang, dem alle Lebensbereiche unterworfen sind.
W. H. erzählte, daß er bei seinem ersten Kontakt mit der
westlichen Gesellschaft geradezu „physisch spürte, welche
Gewalt wirtschaftlich ... in dieser hochindustrialisierten
Westgesellschaft steckt“.

Begeisterung für die große Veränderung fällt sie
angesichts ihrer Unrealisierbarkeit sofort in ein
Gefühl der Niedergeschlagenheit. Während in der
DDR-Zeit dieses Auseinanderfallen von politi­
schem Anspruch und gesellschaftlicher Wirklich­
keit durch expressives politisches Verhalten über­
brückt werden konnte, durch einen Lebensent­
wurf, der der Totalität des Staates die Ganzheit
der eigenen Existenz entgegenstellte, müßte jetzt
die Umstellung auf ein stärker rational kalkuliertes
Verhalten erfolgen, das die gesellschaftlich institu­
tionalisierten Mitwirkungsmöglichkeiten nutzt.
Den Institutionen nämlich kommt die Aufgabe der
Vermittlung von Bürger und Staat, von Indivi­
duum und Gesellschaft zu. Wird dieser Weg nicht
gesucht, dann liegt es nahe, daß man die gesamte 
Gesellschaft revolutionieren will und unbeirrt an
seinen Ganzheitsidealen festhält. Die Bedin­
gung der Möglichkeit des Handelns liegt in der
Beschränkung. Wenn man zu ihr fähig ist, wird
es am ehesten gelingen, die über das Machbare 
hinausgehenden Ideale und Ziele im Auge zu
behalten.

Fazit: Seit 1989 vollzog sich in den politischen Ein­
stellungen der Vertreter der alternativen Gruppen
der DDR ein tiefgreifender Wandlungsprozeß.
Dieser Prozeß war mit starken inneren Auseinan­
dersetzungen verbunden, in denen sich der Kon­
flikt zwischen erlernten Verhaltensdispositionen
und neuen Anforderungen ausdrückt. Einige
Gruppenvertreter verweigerten sich gegenüber
den neuen Anforderungen und hielten an ihren 
alten Verhaltensweisen und Überzeugungen fest.
Die meisten aber stellten sich, auch wenn ihre Hal­
tung nicht selten durch Ambivalenzen gekenn­
zeichnet ist, auf die neuen gesellschaftlichen Rah­
menbedingungen ein und haben in ihnen politisch
und beruflich ihren Platz gefunden. Offenbar be­
sitzt die moderne funktional differenzierte Gesell­
schaft eine solche Durchsetzungsfähigkeit, daß sie
auch emanzipativ-kritische Tendenzen aufzuneh­
men und in das breite Spektrum ihrer Anpassungs­
und Opportunitätsstrukturen zu integrieren ver­
mag.



Wolfgang Thierse: FünfJahre deutsche Vereinigung: Wirtschaft - Gesellschaft -
Mentalität

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 40-41/95, S. 3-7

Wie sich in fünf Jahren deutscher Einheit Begriffe verschoben haben, wie unterschiedliche Erfahrungen und
materielle Verhältnisse nach wie vor zu verschiedenen Ansichten und Lösungen in Ost- und Westdeutsch­
land führen, wird am Beispiel der Erwartungen Ostdeutscher hinsichtlich sozialer Sicherheit, bürokratischer
Gängelei und der Bedeutung von Arbeit im vereinigten Deutschland gezeigt. Der Einigungsvertrag wird
kritisch gewürdigt, der Aufbau Ostdeutschlands mit Hilfe von Transferleistungen verteidigt und auf die
Frage, ob man von Ostdeutschland lernen könne, eine positive Antwort gegeben.

Im Rückblick auf die ersten fünf Jahre deutscher Einheit wird sowohl den Westdeutschen - weil sie weit­
gehend klaglos die notwendigen Leistungen erbracht haben - als auch den Ostdeutschen - weil sie rasch
gelernt haben, mit dem Neuen umzugehen und es schließlich selbst mitzugestalten - Respekt gezollt.

Rainer Eppelmann: Zur inneren Einheit Deutschlands im fünften Jahr
nach der Vereinigung

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 40-41/95, S. 8-12
Im fünften Jahr der deutschen Einheit ist offenkundig: Die Gestaltung der inneren Einheit Deutschlands ist
ein steiniger, mühsamer Weg. Die neuen Bundesländer befinden sich in einem Systemumbruch, der durch
die Entwicklung von einer Kommandowirtschaft zu einem marktwirtschaftlichen System und die Abkehr
von einem bürokratischen Staatssozialismus hin zu einem differenzierten und daher komplizierten Regel­
werk sozialer Sicherungssysteme gekennzeichnet ist.

Neben den wirtschaftlichen und sozialen Fragen stehen solche der inneren Einheit auf der Agenda: Die
deutsche Einheit ist vor allem eine Herausforderung an die Fähigkeiten des einzelnen zum menschlichen
Miteinander. Vier Jahrzehnte Leben in einem totalitären System hinterlassen Spuren: Weil ihre Lebensver­
hältnisse und Lebensbedingungen anders gewesen sind als die ihrer Landsleute in der alten Bundesrepublik,
unterscheiden sich die Menschen in den neuen Bundesländern von diesen auch in Lebensstil und Lebenshal­
tung.

Statt Ost und West gegeneinander aufzuhetzen, wie das mitunter geschieht, brauchen wir Brücken des
Miteinanders gegen die Agitation des Gegeneinanders.

Das Bild von den „blühenden Landschaften“ in den neuen Bundesländern gewinnt Konturen. Das war und
ist nur möglich, weil die soziale Marktwirtschaft mit einem starken, engagierten Staat im Bereich der Struk­
turentwicklung, der Wirtschaftsförderung, des Erhalts von Industriekemen, der aktiven Arbeitsmarktpoli­
tik und des sozialen Aufbaus für alle Menschen segensreich gewirkt hat.

Ein .di brähler/Horst-Eberhard Richter: Deutsche Befindlichkeiten
im Ost-West Vergleich. Ergebnisse einer empirischen Untersuchung

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 40-41/95, S. 13-20

Rund 1000 Ostdeutsche und 2 000 Westdeutsche wurden im November 1994 im Rahmen einer repräsentati­
ven Untersuchung befragt; Grundlage waren teils erprobte und teils neu entwickelte Fragebögen. Während
sich die Westdeutschen im Gießen-Test eher individualistischer, arroganter, härter und lockerer darstellen,
beschreiben sich die Ostdeutschen als sozial offener, bescheidener, weicher und disziplinierter. Die Selbst­
beschreibung der Ostdeutschen erscheint positiver als die der Westdeutschen. In einem Fragenkomplex zu
Zukunftserwartungen und politischen Einstellungen werden auf beiden Seiten große Sorgen erkennbar. Im
Osten noch ausgeprägter als im Westen ist die Erwartung ansteigender Arbeitslosigkeit. Das gilt auch für
die ökologischen Zukunftsängste, vor allem unter Jugendlichen. Geläufigen Vorurteilen widersprechen
unsere Befunde in drei Punkten. Erstens: Nationalistische Losungen finden im Osten weniger Anklang als
im Westen. Zweitens: Im Osten hat die Beschäftigung mit dem Stasi-Problem nicht vermocht, die Erinne­
rung an die Hitlerzeit in den Hintergrund zu drängen - ganz im Gegenteil. Drittens: Auf beiden Seiten lehnt
eine überwiegende Mehrheit der Jüngeren die Wehrpflicht ab.

Die Befragung zur Lebenszufriedenheit in Ost und West ergab, daß die Ostdeutschen durch schlechtere
Rahmenbedingungen zwar ein Defizit an materiellen Ressourcen aufweisen, aber anscheinend über bessere
emotionale Ressourcen verfügen. Geradezu frappierend ist, wie positiv die Ostdeutschen auf ihre Erziehung
im Elternhaus zurückblicken, obwohl entgegengesetzte Meinungen bzw. Vorurteile darüber verbreitet sind.



Heiner Meulemann: Aufholtendenzen und Systemeffekte. Eine Übersicht
über Wertunterschiede zwischen West- und Ostdeutschland

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 40-41/95, S. 21-33

Im Beitrag werden Umfrageergebnisse für die Werte Gleichheit, Leistung, Mitbestimmung und Akzeptanz
zwischen Ost- und Westdeutschland gegenübergestellt. Die politische Verfassung und soziale Wirklichkeit
der DDR boten weniger Wahlmöglichkeiten oder „Strukturchancen des Individualismus“ als die der Bun­
desrepublik Deutschland. Wenn heute im Osten geringere Strukturchancen des Individualismus nachwir­
ken, sollten dort Gleichheit mehr, Leistung weniger, Mitbestimmung weniger und Akzeptanz mehr betont
werden; wenn man aber davon ausgeht, daß der Osten Wertwandlungen des Westens nachholt, sollten dort
Gleichheit ebenso stark wie im Westen, Leistung stärker, Mitbestimmung weniger und Akzeptanz mehr
betont werden. Wenn beide Vermutungen nicht zutreffen, können Systemeffekte der untergegangenen
DDR zur Erklärung herangezogen werden.

Die herangezogenen empirischen Untersuchungen der Jahre 1990 bis 1995 ergeben, daß im Osten Gleich­
heit weniger, Leistung mehr und Mitbestimmung weniger betont werden; Akzeptanz ist im Westen stärker,
wenn Religiosität, im Osten stärker, wenn Moralität betrachtet wird: Der Osten ist stärker säkularisiert,
aber moralisch rigider. Unterschiedliche Strukturchancen des Individualismus erklären also Wertunter­
schiede zwischen Ost- und Westdeutschland schlechter als Aufholtendenzen des Ostens; in jedem Fall aber
müssen Systemeffekte für die nicht vorausgesagten Unterschiede der Akzeptanz angenommen werden. Ab­
schließend wird versucht, die Aufholtendenzen zu prognostizieren, und die Dauerhaftigkeit der System­
effekte diskutiert.

Detlef Pollack: Was ist aus den Bürgerbewegungen und Oppositionsgruppen der DDR
geworden?

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 40-41/95, S. 34-45

Die politisch alternativen Friedens-, Umwelt-, Frauen- und Menschenrechtsgruppen in der DDR waren mit
dem Zusammenbruch des sozialistischen Systems gezwungen, ihr politisches Handeln auf Gesellschaftsver­
hältnisse einzustellen, die sich von denen, unter denen sich ihr politisches Engagement entwickelt hatte,
radikal unterschieden. Das Ziel der vorliegenden Untersuchung besteht darin, die seit 1989 abgelaufenen
Wandlungsprozesse in den ostdeutschen Bürgerbewegungen und -initiativen nachzuzeichnen und ihre we­
sentlichen Einflußfaktoren herauszuarbeiten. Die empirische Grundlage der Darstellung bilden die Ergeb­
nisse einer Befragung, die erstmals Anfang 1990 bei 31 einst führenden Repräsentanten der alternativen
Gruppen durchgeführt und zwei und fünf Jahre später bei denselben Interviewpartnem wiederholt wurde.

In einem ersten Abschnitt werden die ,objektiven' Wandlungen, die Veränderungen der Organisations­
struktur, der Programmatik und der Mobilisierungsfähigkeit der Bürgerbewegungen und Bürgerinitiativen
behandelt. Ein zweiter Abschnitt beschäftigt sich mit den .subjektiven' Wandlungen, den Einstellungsver­
änderungen der Mitglieder, Alternativgruppen und Bürgerbewegungen. Die Ergebnisse der Untersuchung
besagen, daß es in den letzten sechs Jahren im Bereich der Bürgerbewegungen und Initiativgruppen sowohl
zu einer Demobilisierung als auch zu einer Institutionalisierung, Professionalisierung und thematischen Spe­
zifikation gekommen ist. Die Mehrheit der Bürgerrechtler hat sich auf das westliche politische System,
wenn auch mit Vorbehalten, eingelassen. Die wesentlichen Einflußfaktoren für diesen Umstrukturierungs­
prozeß lagen nicht in endogenen, sondern in exogenen, insbesondere rechtlichen Bedingungen.
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